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Einleitung 

Der Bau von Eisenbahnen begann in Preußen Ende der dreißiger Jahre des 
19. Jahrhunderts. Erste Vorschläge für die Anlage von Eisenbahnen waren 
bereits in den zwanziger Jahren entstanden, nachdem in England die ersten 
Eisenbahnstrecken, die allerdings nur auf den Pferdebetrieb ausgerichtet waren, 
ihren Betrieb aufgenommen hatten. 

In England machte der Eisenbahnbau rasche Fortschritte. Auf die 1825 er-
öffnete Strecke zwischen Stockton und Darlington folgte 1830 mit der Verbin-
dung zwischen Liverpool und Manchester die erste Eisenbahn, die für den 
Personenverkehr bestimmt war. Auf beiden Strecken wurden erstmals Dampf-
lokomotiven eingesetzt. 

In Deutschland begann der Eisenbahnbau für den Lokomotivenbetrieb erst 
im Jahre 1835 mit der kurzen Strecke zwischen Nürnberg und Fürth, die am 
7. Dezember 1835 eröffnet wurde. Am 27. Apri11836 wurde der erste Teilab-
schnitt der Strecke Leipzig-Dresden eröffnet. 

Die erste Linie in Preußen wurde im November 1838 zwischen Berlin und 
Potsdam eröffnet. In den folgenden Jahren nahm der Eisenbahnbau in Preußen 
dann einen starken Aufschwung. 

Gebaut wurden die Eisenbahnen in Preußen überwiegend von Privatgesell-
schaften. Der Staat begann zwar Ende der vierziger Jahre auf eigene Kosten 
Eisenbahnen anzulegen, der Schwerpunkt des Bahnbaus blieb jedoch bis in die 
siebziger Jahre hinein bei Privatgesellschaften. 

Die Gründung privater Eisenbahngesellschaften, insbesondere der Erwerb 
des für den Bahnbau erforderlichen Grund und Bodens, löste Rechtsfragen aus, 
wie sie zuvor in sehr viel kleinerem Ausmaß nur beim Straßenbau aufgetreten 
waren. Dabei ging es vor allem um folgende Problemkreise: 

1. Die privaten Eisenbahngesellschaften wurden von Beginn an in der Form 
staatlich konzessionierter Aktiengesellschaften gegründet. Damit berührte 
die Gründung der Gesellschaften aktienrechtliche Fragen. Die Zahl der 
Aktiengesellschaften war bis in die dreißiger Jahre des 19. Jahrhunderts 
hinein gering gewesen, und so gab es zu dieser Zeit in Preußen - sieht man 
einmal von den linksrheinischen Gebieten ab - kein spezielles Aktienrecht 
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2. Für den preußischen Staat stellte sich die Frage, ob der Eisenbahnbau allein 
privaten Gesellschaften überlassen werden sollte. Unabhängig von der 
grundsätzlichen Entscheidung, ob auch der Staat Eisenbahnen bauen und 
betreiben sollte, war zu klären, ob und wie die für die Finanzierung einer 
staatlichen Beteiligung erforderlichen Haushaltsmittel aufgebracht werden 
konnten. 

3. Mit der Anlage von Eisenbahnen war ein erheblicher Landbedarf verbunden. 
Um Grundeigentümer, die ihre Grundstücke nicht freiwillig an die 
Eisenbahngesellschaften veräußern wollten, zum Verkauf zwingen zu kön-
nen, mußte der Weg der Enteignung beschritten werden. Da zuvor ein derart 
großer Landbedarf nie bestanden hatte, erlangte die Enteignung erstmals 
größere Bedeutung. 

Die Gründung von Eisenbahngesellschaften wurde zudem durch den Um-
stand erschwert, daß sich Preußen in mehrere Rechtsgebiete aufteilte. In dem 
größten Teil des Staatsgebietes galt das Allgemeine Landrecht für die preußi-
schen Staaten aus dem Jahre 1794. In den linksrheinischen Gebieten war nach 
den Befreiungskriegen das durch Napoleon eingeführte französische Recht in 
Kraft geblieben. Grundlegend für den Eisenbahnbau wurde das preußische 
Eisenbahngesetz vom 3. November 1838. 

Die Rechtsfragen, die im Zusammenhang mit der Gründung von Eisenbahn-
gesellschaften entstanden, wurden in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
von einer Vielzahl von Autoren untersucht. Da bei den Eisenbahnen die Ent-
eignungsfrage im Vordergrund stand, erschienen vor allem Schriften, die sich 
mit dem Enteignungsrecht befaßten, ohne sich speziell auf Eisenbahnen zu 
beziehen. Erste zusammenhängende Bearbeitungen des preußischen Eisenbahn-
rechts kamen in den 50er Jahren heraus. Hervorzuheben sind dabei vor allem 
die Untersuchungen von BesseVKühlwetter und Wilhelm Koch. 

Die Bearbeitungen aktienrechtlicher oder enteignungsrechtlicher Fragen be-
ziehen sich naturgemäß auf die zum Erscheinungszeitpunkt gerade aktuelle 
Gesetzeslage und gehen nur mit Einschränkungen auf die praktischen Auswir-
kungen der rechtlichen Bestimmungen ein. 

Gegenstand dieser Arbeit ist es daher, ausgehend von den genannten Pro-
blemkreisen, die Entwicklung der Rechtsgrundlagen und vor allem deren prak-
tische Auswirkungen auf die Gründung und die Bauvorhaben verschiedener 
bedeutender Eisenbahngesellschaften darzustellen. 

Zeitlich liegt der Schwerpunkt der Betrachtung auf den Anfangsjahren bis 
ungefähr zum Jahre 1860. Bis zu diesem Zeitpunkt setzten sich die Eisenbah-
nen als Verkehrsmittel durch, und die rechtlichen Probleme aus den ersten 
Jahren des Eisenbahnbaus waren weitgehend gelöst. Dies galt allerdings nicht 
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für den Grundetwerb durch Enteignung, der nach der Darstellung der Grün-
dung von Eisenbahngesellschaften den zweiten Schwerpunkt der Untersuchung 
bildet. Einheitliche rechtliche Regelungen brachte hier erst das preußische 
Gesetz über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874, dessen 
Bestimmungen deshalb einbezogen werden. 


